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moyens employés étaient analogues à ceux en honneur dans la campagne contre 
les Rouges, où les armées en présence s’efforcent de provoquer, moyennant finan­
ces, la défection des soldats adverses, et les troupes du M andchoukouo n ’étaient 
pas sûres. Le centre d ’organisation des guerillas était à Pékin, auprès du Maré­
chal Chiang Hsue-liang, et c’était la raison pour laquelle on y craignait une occu­
pation, au cas où la «patience» japonaise se lasserait.

Quoi qu’il en soit, un retour en arrière japonais, après la reconnaissance du 
Mandchoukouo, semblait au Comte Ciano exclu, quelles que dussent être, à cet 
égard, les conclusions du rapport Lytton, à moins que des raisons économiques 
ou financières d’ordre interne n’y contraignissent les japonais.

J ’ai vu dernièrement aussi le nouveau Ministre du Japon en Chine, M. Ari- 
yoshi, le même qui fut longtemps accrédité à Berne; il a émis, lui aussi, l’avis que, 
du côté chinois, une réaction rigoureuse ne devait pas être attendue à l’heure 
actuelle, non seulement par tactique envers la S.D.N., mais aussi en raison de la 
détresse financière du Gouvernement et des désaccords persistants entre le Nord 
et le Sud, dont la retraite prolongée de Wang Ching-wei serait une des manifesta­
tions. Il semble aussi que les généraux de l’entourage du Maréchal Chiang Hsue- 
liang, à Pékin, aient montré peu de zèle à placer à la disposition du Gouverne­
ment, pour une campagne dans le Jehol, des effectifs qu’ils considèrent comme 
destinés essentiellement à la défense de leurs sphères d’influence personnelles.
[ . . . ]
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La Légation de Suisse à Berlin1 
au Chef du Département politique, G. M otta

L  Vertraulich Berlin, 7. Oktober 1932

Die M anöver2 waren so angelegt, dass sich ein Vergleich mit den mutmassli­
chen Ereignissen in einem Kriege mit Polen ergeben musste, und zwar in dem 
Abschnitt zwischen Oder und Warthe, wo die polnische Grenze bis zu 130 km an 
die Reichshauptstadt heranreicht. Es scheint, dass durch die Manöver auch der 
Armee und dem deutschen Volke die Gefahr vor Augen geführt werden sollte, die 
mit der jetzigen Grenzziehung und mit der infolge des Friedensvertrages ungenü­
genden Landesverteidigung verbunden ist.

Auch in der Organisierung der Manöverparteien scheint der Kriegsfall mit 
Polen berücksichtigt worden zu sein. Die feindliche rote Partei wurde stärker und

1. L a lettre est signée p a r  H. Frölicher, C hargé d ’affaires a .i.
2. H .F rölicher a été invité à assister aux m anœuvres de la Reichswehr, du 18 au 22 septem bre.
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beweglicher gemacht als Blau; insbesondere wurden ihr Truppen-Formen und 
Waffen beigegeben, über die die Reichswehr nach den Bestimmungen des Frie­
densvertrages nicht verfügen darf: so motorisierte Aufklärungs-Detachemente, 
Panzerwagen, Kraftradschützen und Radfahrer, Flieger und schwere Artillerie 
wurden supponiert. Die Panzerwagen bestanden allerdings aus gewöhnlichen Per­
sonenwagen mit Karton-Attrappen, die Krafträder und Fahrräder waren an­
geblich Privatbesitz der betreffenden Reichswehrsoldaten, die aus den verschie­
densten Regimentern stammten. So wurde bei Rot eine Truppe gezeigt, wie sie 
nach dem Friedens vertrage nicht vorhanden sein darf, mit der aber im Ernstfälle 
die Reichswehr beim Gegner zu rechnen haben wird.

Auffallend war es aber auch, dass die Organisation bei Blau nicht mit derjeni­
gen übereinstimmte, die im Friedens vertrage Deutschland eingeräumt wurde. Je­
dem Stab eines Truppenkörpers war eine Nachrichtenabteilung beigegeben. Jedes 
Bataillon und die Aufklärungsabteilung verfügten über eine Tankabwehr-Forma- 
tion. Diejenige der Aufklärungsabteilung war motorisiert. Die Tankabwehr­
geschütze waren allerdings mit einem Rohr aus Holz versehen. Im übrigen hatte 
das Geschützmodell normale Zieleinrichtung, teilbare Lafette und Stahlschutz­
schild. Bei der Artillerie war dem Divisionsartillerieregiment eine supponierte 
vierte Abteilung beigegeben mit drei schweren Feldbatterien. Blau verfügte eben­
falls, allerdings in geringerem Umfange als Rot, über Panzerwagen. Man wird 
sich fragen, weshalb bei Blau mit Formationen geübt wurde, die verboten sind. Es 
hätte wohl keinen Sinn, bei beiden Manöverparteien mit Truppen und Waffen zu 
üben, die nur auf dem Papiere stehen und auch in absehbarer Zukunft nicht zur 
Verfügung stehen werden. Die Antwort liegt nahe, dass entweder die Heereslei­
tung bereits für die nächste Zeit mit einer Lockerung der wehrpolitischen Bestim­
mungen des Friedensvertrages rechnet oder dass sie nötigenfalls gewillt ist, unter 
Umgehung der wehrpolitischen Bestimmungen des Friedensvertrages die Reichs­
wehr umzuorganisieren. Von den Militâr-Attachés konnte man die Auffassung 
hören, dass diese Umorganisierung im geheimen schon weit fortgeschritten sei.

Die autonome Lösung, die der Reichswehrminister3 anlässlich der ostpreussi- 
schen Manöver ankündigte, dürfte wohl dahin verstanden werden, dass 
Deutschland beim Scheitern der eingeleiteten diplomatischen Schritte im gehei­
men seine Landesverteidigung den heutigen Verhältnissen anpassen werde. Viel­
leicht hätte man in dieser Hinsicht aus dem Munde des Reichswehrministers 
selbst etwas erfahren können, da bei der Schlussbesprechung der Reichswehrmi­
nister Ausführungen über die wehrpolitischen Fragen gemacht hat. Bevor jedoch 
der Reichswehrminister seine Ausführungen begann, wurden sämtliche an der 
Schlussbesprechung Anwesenden, die nicht aktive Reichswehroffiziere waren, 
gebeten, der Vertreter des Auswärtigen Amtes eingeschlossen, das Lokal zu 
verlassen.

Bekanntlich gehört zu den Programmpunkten der deutschen Umrüstung die 
Schaffung einer Miliz. In meinem letzten politischen Berichte4 wies ich darauf

3. K .v . Schleicher.
4. Du 9 septem bre  (E 2300 Berlin, Archiv-Nr. 33).
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hin, dass das grosse Interesse Deutschlands an unseren Heereseinrichtungen auf 
diese Pläne zurückzuführen sei. Auch bei den Manövern in Ostpreussen, die in 
der zweiten Hälfte August stattfanden, hat der Reichswehrminister die Schaffung 
einer Miliz öffentlich angekündigt und schon damals auf das schweizerische Vor­
bild hingewiesen. Dabei muss aber betont werden, dass nicht etwa beabsichtigt 
ist, das Berufsheer durch eine Miliz zu ersetzen, sondern neben der Reichswehr 
sollen Milizformationen aufgestellt werden. Die Miliz soll im Rahmen der Lan­
desverteidigung rein defensive Aufgaben übernehmen, zu deren Erfüllung sie mit 
Rücksicht auf ihre Ausbildung und Organisation befähigt erscheint. In erster 
Linie ist an eine Verwendung der Miliz in den Grenzgebieten, insbesondere im ab­
getrennten Ostpreussen, gedacht. Ein Anfang mit der Durchführung dieses Pro­
grammpunktes ist wohl damit gemacht worden, dass Mitte September ein Reichs­
kommissariat für Jugendertüchtigung gebildet wurde, das die Aufgabe hat, die 
sog. Sportverbände mit der Zeit in den Dienst der Landesverteidigung zu stellen 
und zunächst damit anzufangen, Instruktoren für den Geländesport auszubilden 
und den Verbänden zuzuweisen.

In diesem Zusammenhange sind die Äusserungen von Interesse, die der 
Reichswehrminister Herrn Oberst Com be5 anlässlich der Vorstellung der auslän­
dischen Offiziere getan hat. Er führte ungefähr folgendes aus: Die deutsche Hee­
resleitung würde den schweizerischen Heereseinrichtungen besonderes Interesse 
entgegenbringen, weil die Absicht bestände, auch in Deutschland etwas Ähnli­
ches zu schaffen. Dies sei ein Plan, für den er sich besonders interessiere. Es müs­
se neben der Reichswehr eine Miliz geschaffen werden, in der jeder Deutsche be­
rechtigt sei, dem Lande zu dienen. Die Aufstellung einer solchen Organisation sei 
auch deshalb erwünscht, weil dann das für die Staatsautorität abträgliche Solda­
tenspielen der Parteiarmeen aufhören würde. Allerdings würden Deutschland 
jetzt Schwierigkeiten gemacht, diese Pläne zur Ausführung zu bringen, aber diese 
Widerstände seien sachlich nicht gerechtfertigt: «Was für die Schweiz recht sei, 
das sei auch für Deutschland billig.» Zu letzterer Bemerkung ist beizufügen, dass 
sie wörtlich der Formulierung entspricht, die der Reichswehrminister in seiner Be­
sprechung an den ostpreussischen Manövern laut Zeitungsberichten gebrauchte. 
Es mag fraglich sein, ob es erwünscht ist, wenn von deutscher Seite auf das 
schweizerische Beispiel in dieser Form verwiesen wird. Jedenfalls ist die Begrün­
dung kaum überzeugend, denn der Reichswehrminister übersieht, dass die 
Schweiz neben der Miliz kein Berufsheer hat und dass unserer Armee ihre Aufga­
be durch die Neutralitätspolitik vorgeschrieben ist, während Deutschland nicht 
beabsichtigt, sich auf eine Neutralitätspolitik zu verpflichten.

Wenn ich von den Manövern den Eindruck erhalten habe, dass die deutsche 
Umrüstung im geheimen bereits begonnen hat und dass die Heeresleitung ent­
schlossen ist, bei dem Misserfolg der diplomatischen Aktion in der Wehrfrage auf 
dem bisherigen Wege fortzuschreiten, so wird man sich auch die Frage stellen, ob 
bei der Gegenseite die Möglichkeit besteht, Deutschland gegebenenfalls an die­
sem Vorgehen zu hindern. Um letzteres zu erreichen, müsste die französische

5 . I er C h ef de section du Service de l ’E ta t-m ajor général du D épartem en t m ilitaire.
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Sanktionspolitik wieder aufgenommen werden. Dagegen bestehen aber in der je t­
zigen Zeit, wo die Krisenbekämpfung das Gebot der Stunde ist, die grössten Be­
denken. Diese würden wohl zurückgestellt, wenn die eingeleitete und in Aussicht 
genommene Umrüstung, worüber die französische Regierung bekanntlich Belege 
besitzen soll, eine ernstliche Gefahr für den Frieden bedeuten könnte. Das ist aber 
nicht der Fall. Der Rüstungsstand, den Deutschland heute anstrebt und bei seiner 
finanziellen Lage anstreben kann, ist derjenige, der erlaubt, die Landesverteidi­
gung wenigstens einigermassen zu sichern. An eine Stärkung des Heeres in einem 
Masse, dass es für die Erreichung machtpolitischer Ziele eingesetzt werden könn­
te, ist ernstlich nicht zu denken. Was Deutschland heute anstrebt und aus finan­
ziellen Gründen auch nur erreichen kann, ist die Rückgewinnung der Landesver­
teidigung. Das Recht der Landesverteidigung wurde bekanntlich Deutschland 
durch den Friedensvertrag entzogen, der in Art. 160 Abs. 2 bestimmt, dass das 
Heer nur für die Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutschen Gebietes und 
zur Grenzpolizei bestimmt sei. Ein solcher Eingriff in die Rechte eines souverä­
nen Volkes Hesse sich auf die Dauer nur aufrechterhalten, wenn als erwiesen an­
genommen werden könnte, dass Deutschland nach Erreichung des Rechtes auf 
Landesverteidigung trotz aller freiwillig eingegangenen Rüstungsverpflichtungen 
zu einer friedensgefährdenden Aufrüstung übergehen würde.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 11 octobre 1932

1617. Sachverständigen-Kommission für die Vorbereitung 
des Programms der Weltwirtschaftskonferenz 1

Mündlich

Der Vorsteher des Finanzdepartements weist darauf hin, dass in letzter Zeit 
Pressemeldungen über die Beteiligung eines Mitgliedes des Bundesrats an den Sit-

1. Dans sa résolution prise le 9 ju illet 1932, la conférence de Lausanne sur les réparations avait 
invité la Société des Nations à convoquer une conférence mondiale sur les problèmes économi­
ques et monétaires à une date convenable et à un endroit qui sera fixé ultérieurement (et qui ne 
sera pas nécessairement Genève). Suivant la résolution de la conférence de Lausanne, l ’examen 
préalable de ces questions devait être confié à une commission d’experts qualifiés.

Le 15 juillet, le Conseil de la S dN  avait accepté l ’invitation exprimée par la conférence de Lau­
sanne et avait décidé de form er une commission d ’experts. S ix  d ’entre eux avaient été désignés 
ensuite directement par le Conseil, dont le Conseiller fédéra l M usy comme expert pour les ques­
tions financières. Les autres experts avaient été choisis p a r les gouvernements de neuf pays ainsi 
que par la Banque des règlements internationaux. Sur cette question cf. E 2001 (C) 5/90.
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